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Kritik des Bundesrechnungshofes am Nuklearen Entsorgungskonzept 
der Bundesregierung 


Ende Juli 1993 hat der Bundesrechnungshof (BRH) in einem Bericht 
„über die Kostentragung für Forschung und Entwicklung zur nuklearen 
Entsorgung" eine grundsätzliche Kritik an verschiedenen Aspekten der 
Planung der nuklearen Entsorgung durch die Bundesregierung vorge- 
legt. Dabei fordert der BRH insbesondere den Ausstieg aus der „wirt- 
schaftlich nicht mehr vertretbaren" Wiederaufarbeitung und eine 
höhere Transparenz bei der Mittelverwendung für die nukleare Entsor- 
gung ein. 

Der BRH sieht eine beträchtliche haushaltsmäßige Relevanz, da die 
Höhe der Vorausleistungen des Bundes im Bundeshaushalt ein erheb- 
liches Volumen aufweist, das nach Auffassung des BRH noch erheblich 
gesteigert werden könnte. 


Vorbemerkung 

Grundsätzlich ist vorweg klarzustellen, daß sich der Bericht des 
Bundesrechnungshofs mit der Kostentragung für Forschung und 
Entwicklung zur nuklearen Entsorgung radioaktiver Abfälle be- 
faßt. Gegenstand des Berichts bildet insbesondere nicht die Aus- 
einandersetzung mit der Wiederaufarbeitung. Aussagen hierzu 
sind in diesem Zusammenhang zu sehen und können nicht isoliert 
bewertet werden. Anliegen des Bundesrechnungshofs ist es, mög- 
lichst weitgehend die endlagerrelevanten Aktivitäten des Bun- 
desministeriums für Forschung und Technologie refinanzieren zu 
lassen. In diesem Anliegen findet er die grundsätzliche Unterstüt- 
zung der Bundesregierung. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Umelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit vom 25. November 1993 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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1. Im Bericht des BRH wird festgestellt, daß „nach neueren 
Kostenschätzungen die Wiederaufarbeitung inzwischen mehr als 
doppelt so teuer ist wie die direkte Endlagerung. (. . .) Nach Ansicht 
des BRH kann die Wiederaufarbeitung deshalb als wirtschaftlich 
nicht mehr vertretbar bewertet werden und ist die direkte Endlage- 
rung vom Atomgesetz gedeckt“. Des weiteren heißt es, daß „im Rah- 
men der wirtschaftlichen Vertretbarkeit außerdem zu berücksich- 
tigen (ist), daß die Wiederaufarbeitung nicht zur Abfallminderung, 
sondern zu einer Vergrößerung der Abfallmenge führt, weil es 
unmöglich ist, die zur Wiederaufarbeitung aufgelösten Kernbrenn- 
stoffe und Spaltprodukte wieder auf das bisherige kleine Volumen 
des Brennelementes aufzukonzentrieren". 

a) Welche Konsequenzen hat die Bundesregierung aus dieser kla- 
ren Absage an ihr bisheriges nukleares Entsorgungskonzept 
gezogen? 

b) Über welche Erkenntnisse verfügt die Bundesregierung, die die 
Auffassung des BRH widerlegen? 

c) Auf welche Berechnungen bezieht sich der BRH in seinem 
Bericht, und seit wann sind diese der Bundesregierung bekannt? 

d) Inwieweit weichen diese Berechnungen von früheren Annahmen 
der Bundesregierung ab? 

e) Ist es nach Kenntnis der Bundesregierung bislang in einem nen- 
nenswerten Ausmaß (über 100 t/a) gelungen, Uran aus der Wie- 
deraufarbeitung in Brennelementen wiederzuverwenden, wie 
dies in den 70er und 80er Jahren im wesentlichen als Begrün- 
dung für die Notwendigkeit der Wiederaufarbeitung herange- 
zogen wurde, und wenn ja, wo? 

Wenn nein, was geschieht zur Zeit damit? 

f) Wie bewertet die Bundesregierung die Pläne der Siemens AG, 
aus der MOX-Brennelemente-Produktion auszusteigen, ins- 
besondere hinsichüich der Tatsache, daß der Verbleib vieler 
Tonnen Plutonium aus der Wiederaufarbeitung damit vollends 
ungeklärt bleibt? 

g) Welche Haftungsbeteiligung ist die Bundesregierung für den Fall 
eines - angesichts der Erfahrungen in der Vergangenheit - gar 
nicht so unwahrscheinlichen Falles eines schweren Unfalls in 
einer der Wiederaufarbeitungsanlagen in La Hague/Frankreich 
und Windscale (Sellafield/England) eingegangen? 

Welche sonstigen Vorkehrungen trifft sie, um bei diesen Anlagen 
den nach dem Atomgesetz (AtG) geforderten Sicherheitsstandard 
sicherzustellen? 

Welche Erfahrungen hat sie dabei in den vergangenen Jahren 
gemacht? 


Zu Frage 1 a) und b) 

In der Vorbemerkung ist bereits auf den Prüfgegenstand des 
Bundesrechnungshof-Berichts - Refinanzierbarkeit von end- 
lagerrelevanten Aktivitäten des Bundesministeriums für For- 
schung und Technologie (BMFT) - hingewiesen worden. Daraus 
ist entgegen der Fragestellung keine generelle Absage des Bun- 
desrechnungshofs (BRH) an das bisherige Entsorgungskonzept 
der Bundesregierung für radioaktive Abfälle zu entnehmen. Un- 
beschadet dessen teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
BRFI zur Wirtschaftlichkeit der Wiederaufarbeitung nicht: Es 
kommt nicht darauf an, ob die direkte Endlagerung billiger sein 
könnte, sondern ob Mehrkosten wirtschaftlich zumutbar wären. 
Zwar erscheint aus derzeitiger Sicht unstreitig ein gewisser 
Kostenvorteil der direkten Endlagerung gegenüber der Wieder- 
aufarbeitung möglich. Es ist aber bisher nicht feststellbar, daß die 
direkte Endlagerung so große wirtschaftliche Vorteile bietet, daß 
die Wiederaufarbeitung als nicht wirtschaftlich vertretbar ange- 
sehen werden kann. 

Eine belastbare Feststellung tatsächlicher Kostenvorteile ist erst 
möglich, wenn weitere Erfahrungen mit der endlagergerechten 
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Konditionierung abgebrannter Brennelemente vorliegen und eine 
konkrete Endlagerplanung für die direkte Endlagerung erstellt 
ist. Die Aussage des BRH, die Entsorgung mit Wiederaufarbeitung 
sei doppelt so teuer wie die direkte Endlagerung, ist daher keines- 
wegs abgesichert. 

Im übrigen stellt die „wirtschaftliche Vertretbarkeit" im Umwelt- 
recht nach ständiger Rechtsprechung eine hohe Schwelle dar, die 
erst dann überschritten ist, wenn die Verwertung dem Unterneh- 
men nicht mehr zumutbar ist. Angesichts der Tatsache, daß die 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen Wiederaufarbeitungsver- 
träge abgeschlossen haben und in diesem Zusammenhang von 
ihnen mangelnde Zumutbarkeit auch nicht annähernd vorgetra- 
gen worden ist, kann von einem Überschreiten dieser Zumutbar- 
keitsschwelle nicht ausgegangen werden. 

Ein weiterer Gesichtspunkt bei der Bewertung der wirtschaft- 
lichen Vertretbarkeit ist, daß die vom BRH geltend gemachten 
Kostenvorteile aus Sicht des BMU im wesentlichen nur betriebs- 
wirtschaftlich ermittelt sind. Im Rahmen des § 9 a AtG sind aber 
auch die volkswirtschaftlichen Aspekte zu berücksichtigen. Von 
daher gelten die unter Abschnitt 3.2.3 „Entwicklung der direkten 
Endlagerung" in dem „Bericht der Bundesregierung an den Deut- 
schen Bundestag zur Entsorgung der Kernkraftwerke und anderer 
kerntechnischer Einrichtungen" (Drucksache 11/1632) getroffe- 
nen Feststellungen nach wie vor. Danach kommt die direkte End- 
lagerung aus heutiger Sicht nur für solche Brennelemente in Be- 
tracht, für die die Entwicklung einer eigenen Wiederaufarbei- 
tungstechnik wirtschaftlich nicht vertretbar ist, insbesondere für 
Brennelemente aus Hochtemperaturreaktoren. 

Unabhängig von der Forderung des BRH hatte die Bundesregie- 
rung im übrigen bereits begonnen, den im geltenden Recht vor- 
gegebenen Vorrang der schadlosen Verwertung von bestrahlten 
Kernbrennstoffen in einem Novellierungsentwurf des Atomgeset- 
zes vom Dezember 1992 dahin gehend zu ändern, daß dieser Vor- 
rang zugunsten einer gleichrangigen Option zwischen Wiederauf- 
arbeitung und direkter Endlagerung aufgegeben wird. 

Um diese gleichrangige Option schon vor einer umfassenden 
Atomgesetznovellierung gesetzlich zu regeln, soll diese in ein 
Artikelgesetz aufgenommen werden, welches nach Auffassung 
der Bundesregierung noch in dieser Legislaturperiode in Kraft 
treten soll. 

Zu Frage 1 c) und d) 

Der BRH bezieht sich auf Seite 16 seines Berichts nicht konkret 
auf Berechnungen. Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 1 a) 
und b) verwiesen. 

Zu Frage 1 e) 

Uran aus der Wiederaufarbeitung wurde in Brennelementen 
wiederverwendet, die zum Betrieb der Kernkraftwerke Obrig- 
heim (KWO) und Neckarwestheim (GKN-I) eingesetzt wurden. 
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Obwohl dabei keine nachteiligen Erkenntnisse für den Einsatz 
von Uran aus der Wiederaufarbeitung gewonnen wurden, haben 
sich die deutschen Elektrizitätsversorgungsunternehmen aus 
wirtschaftlichen Gründen entschlossen, es für eine spätere Ver- 
wendung zwischenzulagern. 

Daher kann von einer Wiederverwendung in nennenswertem 
Ausmaß zur Zeit nicht gesprochen werden. 

Zu Frage 1 f) 

Für die Verwertung des bei der Wiederaufarbeitung deutscher 
Brennelemente abgetrennten Plutoniums sind die Kernkraft- 
werksbetreiber verantworthch. Unbeschadet der Auffassung der 
Bundesregierung, daß die Verwertung des Plutoniums durch eine 
MOX-Produktion im Inland erfolgen sollte, wäre grundsätzlich 
auch eine Plutoniumverwertung in EG -Mitgliedstaaten rechtlich 
zulässig. 

Zu Frage 1 g) 

Für eine Haftungsbeteiligung durch die Bundesregierung besteht 
kein Anlaß. Die atomrechtliche Haftung für die genannten An- 
lagen bestimmt sich nach dem anwendbaren nationalen Recht in 
Verbindung mit dem Pariser Atomhaftungs-Übereinkommen und 
dem dieses ergänzende Brüsseler Zusatzübereinkommen, welche 
die Bundesrepublik Deutschland ebenso wie Frankreich und 
Großbritannien ratifiziert haben. 

Unbeschadet der Regelungen auf der Grundlage des EURATOM- 
Vertrags sowie fachlicher und politischer Zusammenarbeit mit 
Frankreich und Großbritannien ist die Bundesregierung für die 
Sicherstellung des Sicherheitsstandards in diesen Ländern nicht 
zuständig oder verantwortlich. Die Kooperation mit diesen Län- 
dern war und ist ausgezeichnet. 


2. Nach Auffassung des BRH vertreten BMFT und BMU irrigerweise 
die Ansicht, daß das AtG eine direkte Endlagerung zumindest der 
derzeit üblichen Leichtwasserreaktor-Brennelemente nicht abdecke. 
Dazu der BRH wörtlich: „Die Ausführungen überzeugen den BRH 
nicht. Das AtG erlaubt die direkte Endlagerung nicht nur für 
bestimmte Brennelementearten. Sie ist nach dem AtG u. a. zulässig, 
wenn die Wiederaufarbeitung wirtschaftlich nicht vertretbar ist (§ 9 a 
Abs. 1 Nr. 2 AtG). U. E. ist dies bereits heute angesichts der Kosten- 
relation erfüllt. Auf die Argumentation, daß die Wiederaufarbeitung 
wirtschaftlich nicht mehr vertretbar und damit die direkte Endlage- 
rung auch für die anderen Brennelementearten nach dem AtG zuläs- 
sig ist, sind die Ressorts nicht eingegangen (Hervorhebung durch 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN). Folgte man der Ansicht der Bundes- 
ministerien, entfällt nicht nur die Vorausleistungspflicht, sondern 
auch die Verpflichtung nach dem AtG, Forschung und Entwicklung 
(FuE) für die direkte Endlagerung zu betreiben. Diese Konsequen- 
zen haben die Ressorts bisher nicht gezogen. " 

a) Wie bewertet die Bundesregierung diese Feststellungen? 

b) Aus welchen Gründen hält die Bundesregierung an der Techno- 
logie der Wiederaufarbeitung, die von den Stromversorgern im 
Inland wohlweisüch auf ge geben wurde, fest? 

c) Wann laufen die Betriebsgenehmigungen welcher Atomkraft- 
werke aus, deren Entsorgungsvorsorge sich auf das auch in wei- 
terer Zukunft nicht fertiggestellte nukleare Endlager in Deutsch- 
land beziehen? 
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Zu Frage 2 a) 

Zur Zulässigkeit der Wiederaufarbeitung und der direkten End- 
lagerung wird auf die Antwort zu Frage 1 a) und b) verwiesen. Da 
die direkte Endlagerung nicht ausgeschlossen ist, kann die Zuläs- 
sigkeit von Forschung und Entwicklung hierzu nicht zweifelhaft 
sein. 

Zu Frage 2 b) 

Auf die Antwort zu Frage 1 a) und b) wird verwiesen. 

Zu Frage 2 c) 

Betriebsgenehmigungen für Kernkraftwerke nach § 7 AtG wer- 
den gemäß § 17 AtG unbefristet erteilt. Für die in Betrieb befind- 
lichen Kernkraftwerke wird der Entsorgungsvorsorgenachweis 
geführt. 


3. Im Bericht des BRH heißt es, daß „eine über Jahre eindeutige, 
einheitliche und zweckentsprechende Zuordnung der Projekte aus 
dem Förderungskatalog des BMFT oder der Großprojekte zu den 
Haushaltsplanansätzen oder den bei den Erläuterungen der Titel- 
ansätze gewählten Bezeichnung selbst mit Hilfe der Leistungsplan- 
systematik des BMFT nicht möglich ist, weil die Zweckbestimmung 
der Ausgabentitel in den letzten Jahren oft geändert und erweitert 
und damit jeweils eine andere Zuordnung gewählt wurde". 

a) Welche Konsequenzen hat die Bundesregierung aus dieser mas- 
siven Rüge des Finanzgebarens des BMFT gezogen? 

b) Wie will die Bundesregierung sichersteDen, daß bei dieser 
unübersichtlichen Finanzführung jemals die tatsächlich nach 
§21b AtG und der Endlagervorausleistungsverordnung Atom- 
müll-Ablieferungspflichtigen ihren finanziellen Anteil an der 
atomaren Entsorgung leisten? 

c) Wann werden FuE-Maßnahmen zur direkten Endlagerung in die 
Vorausleistungs-Regelung einbezogen, wie dies vom BRH ver- 
langt wird? 

d) Wie hoch sind die bis 1993 für Arbeiten zur direkten Endlagerung 
eingesetzten Gesamtmittel, und wie wül die Bundesregierung 
sicherstellen, daß diese Mittel von der Atom-Wirtschaft wieder 
zurückfließen? 


Zu Frage 3 a) 

Das Bundesministerium für Forschung und Technologie wird in 
Zukunft vorausleistungsrelevante Arbeiten nicht mehr finanzie- 
ren und dies durch regelmäßige Abstimmung mit dem Bundes- 
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und 
dem Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) sicherstellen. Es wird 
darüber hinaus bei der Aufstellung der Haushaltsunterlagen dafür 
Sorge tragen, daß künftig eine kontinuierliche Zuordnung von 
Projekten und Mittelansätzen möglich ist. 

Der Großteil der Aufwendungen des Bundesministeriums für For- 
schung und Technologie für ein Endlager in Salz, die Standort- 
erkundung Gorleben, war bis 1986 aufgrund der dort liegenden 
Finanzierungszuständigkeit im Einzelplan 30 separat ausgewie- 
sen. Diese Zuständigkeit wurde im Jahre 1987 dem Bundesmini- 
sterium für Wirtschaft und später von dort dem Bundesministe- 
rium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit übertragen. 
Das Projekt Direkte Endlagerung wird von Beginn an vom Bun- 
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desministerium für Forschung und Technologie betreut und in 
allen seinen Haushaltsplänen explizit aufgeführt. Die restlichen 
Untersuchungen des Bundesministeriums für Forschung und 
Technologie zur Endlagerung waren bislang unter generellen 
Programm-Themen zusammengefaßt. Deshalb erforderte die Ver- 
folgung von Einzelprojekten im Rahmen der Erstellung des BRH- 
Berichtes eine Erläuterung durch das Bundesministerium für For- 
schung und Technologie. 

Zu Frage 3 b) 

Aufgrund des BRH-Berichts prüft die Bundesregierung, welche 
Vorhaben weitergeführt bzw. durchgeführt werden sollen und ob 
diese Vorhaben von § 21 b AtG erfaßt werden. 

Zu Frage 3 c) 

Wenn die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind, wird die 
Refinanzierung nach § 21 b AtG vorgenommen. 

Zu Frage 3 d) 

Der Bericht des BRH weist aus, daß von Beginn des „Projektes 
Direkte Endlagerung" an bis zum Ende des Jahres 1991 122 Mio. 
DM aufgewendet wurden und von 1992 bis 1997 weitere 34,2 Mio. 
DM geplant waren. Die Ist-Ausgabe 1992 betrug 14,9 Mio. DM 
und wird sich für 1993 auf 10,6 Mio. DM belaufen. Bis zur Beendi- 
gung des Projektes in 1995 sind weitere 8,7 Mio. DM für das Pro- 
jekt vorgesehen. 

Neben den vom Bundesministerium für Forschung und Technolo- 
gie aufgewendeten Mitteln hat das Bundesministerium des 
Innern/Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit für bisher insgesamt drei Vorhaben im Zusammenhang 
mit der sicherheitstechnischen Bewertung der vom Bundesmini- 
sterium für Forschung und Technologie veranlaßten Forschungs- 
und Entwicklungsarbeiten zur direkten Endlagerung vom 1. Juli 
1985 bis Ende 1993 aus heutiger Sicht 4 364 715,52 DM veraus- 
gabt. 

Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 3 c) verwiesen. 


4. Der BRH regt an, „daß das BMFT in Abstimmung mit dem BMU eine 
Aufstellung über die von ihm geförderten Projekte erstellt, aus der 
ersichtlich ist, welche Projekte bereits in die Vorausleistung einge- 
flossen sind, welche ggf. noch als anlagenbezogen einbezogen wer- 
den müssen, und welche als nicht anlagenbezogen einzustufen sind. 
Diese Aufstellung wäre Grundlage für die Bemessung der künftig zu 
leistenden Beiträge, in die auch der noch nicht durch Vorausleistun- 
gen erstattete Aufwand eingehen muß". 

a) Welche vom BMFT und BMU geförderten Projekte sind bereits in 
die Vorausleistungen eingeflossen? 

b) Welche weiteren Projekte müssen ggf. als anlagenbezogen 
zusätzhch mit einfließen, und welche sind als nicht anlagenbe- 
zogen einzustufen? 
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Zu Frage 4 a) 

Im BRH-Bericht ist dargestellt, daß im Rahmen der Bearbeitung 
der Programm-Themen: 

— Grundlagenarbeiten Salz, 

— Sicherheitsanalysen, 

— Direkte Endlagerung und 

— Projekt Gorleben. 

bis 1991 842 Mio. DM ausgegeben wurden und davon 419 Mio. 
DM aus Vorausleistungen in den Bundeshaushalt zurückgeflos- 
sen sind. Diese Rückflüsse stammen mit 414,3 Mio. DM fast aus- 
schließlich aus dem Projekt „Gorleben Der Rest verteilt sich auf 
die Themen „Grundlagenarbeiten Salz" und „Sicherheitsana- 
lyse". Danach wurden vom Bundesministerium für Forschung und 
Technologie bis heute weitere 72,0 Mio. DM aufgewendet. Rück- 
flüsse aus Vorausleistungen fanden in diesem Zeitraum nicht statt. 

Daneben sind in den Jahren 1979 bis 1987 für Projekte der 
Physikalisch- Technischen Bundesanstalt rund 60 Mio. DM auf ge- 
wendet und refinanziert worden. Vom Haushaltsjahr 1988 an sind 
bzw. werden die gesamten Ausgaben für die Endlagerprojekte im 
Einzelplan 09 03 bzw. 1607 refinanziert, darunter auch alle 
Arbeiten zur anlagenbezogenen Forschung und Entwicklung. 

Zu Frage 4 b) 

Die Forschungs- und Entwicklungsarbeiten im Zusammenhang 
mit der direkten Endlagerung sieht die Bundesregierung im 
Gegensatz zum BRH nicht als refinanzierungspflichtig an, da sie 
als nicht anlagenbezogen einzustufen sind. Der Haushaltsaus- 
schuß des Deutschen Bundestages hat in der Beratung des BRH- 
Berichtes am 21. Oktober dieses Jahres einen abschließenden 
Bericht der beiden Ressorts bis Ende 1994 erbeten. 

Drei bereits laufende Großprojekte wurden vom Bundesministe- 
rium für Forschung und Technologie Anfang 1992 als anlagenbe- 
zogen eingestuft; daher wurde ihre Förderung mit Ablauf des 
gleichen Jahres vom Bundesministerium für Forschung und Tech- 
nologie beendet. Seit April dieses Jahres wird das Forschungs- 
und Entwicklungsprogramm vom Bundesamt für Strahlenschutz 
auf vorausleistungspflichtige Vorhaben überprüft. Zu den drei 
Großprojekten hat sich ergeben, daß Teile davon mit Modifikatio- 
nen vom Bundesamt für Strahlenschutz als refinanzierbare Vor- 
haben mit einem voraussichtlichen Mittelbedarf von etwa 43 Mio. 
DM fortgesetzt werden könnten. Vorläufiges Ergebnis im übrigen 
ist, daß Teile von zehn weiteren Vorhaben (Vorhaben-Gesamtzahl 
1993: 60) grundsätzlich für eine Refinanzierung in Betracht 
kommen könnten. 
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5. In der vergangenen Woche wurde vom britischen Amt für Gesund- 
heit und Sicherheit (Health and Safety Executive, HSE) eine neue 
Studie veröffentlicht, die einen Zusammenhang zwischen dem Be- 
trieb der Wiederaufbereitungsanlage Sellafield und vermehrten Fäl- 
len von Krebs bei Kindern einräumt. 

a) Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergebnisse dieser Studie, 
und welche Konsequenzen bezüglich der Wiederaufbereitung 
von deutschem Atommüll in England gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ziehen? 

b) Wieviel deutscher Atommüll soll jährlich in Sellafield bzw. in La 
Hague zu welchen Kosten wiederaufbereitet werden? 

c) Welche Rücktrittsklauseln enthalten die Verträge insbesondere 
im Hinbhck auf mögliche Konventionalstrafen? 

d) Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung um schnellst- 
möglich aus der nuklearen Wiederaufbereitung in Sellafield bzw. 
in La Hague auszusteigen, und welche Kosten würden dadurch 
auf den Bund bzw. auf die Atom-Wirtschaft zukommen? 


Zu Frage 5 a) 

Auf die Antwort der Bundesregierung vom 8. November 1993 auf 
die schriftliche Frage des Abgeordneten Horst Kubatschka vom 
28. Oktober 1993 (Drucksache 12/6156) wird hingewiesen. 

Zu Frage 5 b) 

Die Mengen der jährlich im Ausland wiederaufzuarbeitenden 
Brennelemente sind im einzelnen in privatrechtlichen Verein- 
barungen der Elektrizitätsversorgungsunternehmen (EVU) mit 
den Betreibern geregelt. Die Vereinbarungen sind der Bundes- 
regierung nicht bekannt. Zu der vertraglich vereinbarten Gesamt- 
menge wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 4 in 
der Drucksache 12/5900 verwiesen. Nach Angaben der EVU aus 
dem Jahr 1991 betragen die Wiederaufarbeitungskosten bei den 
vor 1990 geschlossenen Verträgen 2 750 DM pro kg Schwermetall, 
bei den neueren Verträgen 1 600 DM/kg SM. 

Zu Frage 5 c) 

Im Gegensatz zu den neueren Wiederaufarbeitungsverträgen ent- 
halten die vor 1990 geschlossenen Verträge nach Kenntnis der 
Bundesregierung keine expliziten Rücktrittsklauseln. Die Höhe 
möglicher Konventionalstrafen fällt unter den Vetraulichkeits- 
schutz nach § 30 VwVfG. 

Die Bundesregierung sieht keine Veranlassung, eine Auflösung 
der privatrechtlichen Verträge zwischen deutschen EVU und aus- 
ländischen Wiederauf arbeitern herbeizuführen; dies ist insbeson- 
dere wegen der derzeit geltenden Rechtslage auch nicht beab- 
sichtigt. Nach Änderung des § 9 a Abs. 1 des Atomgesetzes soll die 
Entscheidung der Wahl des Entsorgungsweges in der Verantwor- 
tung der Betreiber der Kernkraftwerke bzw. Forschungsreaktoren 
liegen. 
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